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SAMSTAG 

Winter auf 
vier Rädern 

Der Winter ha t  seine 
Schönheit und  seinen 
Schrecken, zumindest für 
diejenigen, die nicht a u f  ihr 
Auto verzichten können.  
Wie Sie trotzdem sicher 
durch den Winter fahren 
und worauf  Sie sich im 
Frühling 2002 freuen dür
fen: In der  heutigen Beilage 
«Autowinter» steht's! 

Der Schlüssel in 
eine visuelle Welt 
TRIESEN: Nach vielen J a h 
ren ist die Suche für den 
GKVL nun endlich vorbei. 
Die Gemeinde Triesen hat  
ihm einen Raum zur  Verfü
gung gestellt,, der nach viel 
Arbeit und  Zeitaufwand für 
seine Bedürfnisse eingerich
tet worden ist. Mit e iner  
Ansprache und  einer klei
nen Messe wurde der  «Club
raum» mit Gottes Segen 
eröffnet. Seite 11 

Das letzte 
Heimspiel 

FUSSBALL: Im letzten 
Heimspiel der  NLB-Qualifi-
kationsrunde gastiert im 
Rheinparkstadion der  Natio-
nalliga-A-Absteiger Yver-
don, bei dem die Vaduzer 
im Hinspiel immerhin einens  

Punkt (1:1) holten. Viel
leicht ha t  sich nach dem 
Auswärtssieg in Locarno der 
Knopf gelöst, vielleicht 
kann der Aufsteiger je tz t  
auch zuhause wieder mal 
gewinnen? Seite 2 3  
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Zukunftsfonds gut unterwegs 
Wahlversprechen der Regierung Hasler fand im Landtag mehrheitliche Zustimmung 

Zur Finanzierung zu-
kunftsgerichteter Projekte 
soll ein Zukunftsfonds 
eingerichtet werden. Die
se alte Forderung der Bür
gerpartei soll nun Realität 
werden. Im Landtag fand 
der entsprechende Geset
zesvorschlag der Regie
rung Otmar Hasler ges
tern mehrheitliche Zu
stimmung. 

Martin Frommelt 

Wie die FBP im Wahlprogramm 
ankündigte, soll der Zukunfts
fonds aus den staatlichen Re
serven und  ausserordentlichen 
Erträgen geäufnet werden. 
Gemäss Regierungsvorlage sol
len diesem Fonds die Mittel der 
heutigen «Reserven für Zu
kunftsaufgaben» von derzeit 
600 Millionen Franken zuge-

«Gewichtige Position f ü r  zukunfisgerichtete grosse Projekte»: Re
gierungschef Otmar Hasler über den Zukunßsfonds. 

wiesen werden, welche v o r  al
lem aus dem Verkauf der  LLB-
Aktien («Tafelsilber») generiert 
wurden. 

Seitens der  FBP-Fraktion 
fand die Regierungsvorlage 
grundsätzlich Zustimmung, 
seitens der  Opposition wurde 
dagegen von  einem Rückfall in 
früheres «Kässiledenken» ge 
sprochen. Der Antrag der  VU-
Abgeordneten Ingrid Hassler-
Gerner a u f  Nicht-Eintreten 
fand jedoch keine Mehrheit. 

Regierungschef Otmar Hasler 
konnte mit Genugtuung fest
stellen, dass die Kernidee des 
Zukunftsfonds im Landtag 
nicht in Frage gestellt wurde:  
«Es geht u m  etwas Gewichtiges. 
Durch diesen Fonds wird eine 
gewichtige Position für z u -
kunfitsgerichtete grosse Projek
te  reserviert, die wir nicht aus 
den laufenden Ausgaben fi
nanzieren können.» Seite 7 

Haltlose Vorwürfe 
Heftige VU-Attacken wegen FATF-Politik 

Bis Ende J a h r  sollen die F i 
nanzintermediäre  alle K u n 
denda ten  d e n  Banken olfenle
gen. Eine Vorgabe de r  FATF, 
de ren  Erfüllung aus  verschie
d e n e n  Gründen bis Jahresende 
schwierig z u  erreichen sein 
wird.  Eine Gesetzesvorlage 
de r  Regierung, die das  Hor 
rorszenario «Zurück a u f  d ie  
schwarze Liste» vermeiden  
soll, sorgte gestern i m  L a n d 
t a g  f ü r  heftige Attacken v o n  
Seiten de r  VU-Oppositipn. 

Wolfyang Zechner 

Angenommen wurde die Geset
zesvorlage' trotzdem - mit  im
merhin 17 Ja-Stimmen. Vor
ausgegangen w a r  der  Abstim
m u n g  einer emotionsgeladene 
Diskussion, bei der die VU aus  
FBP-Sicht die Grenze über

schritt. Der. Fraktionssprecher 
der VU, Peter Sprenger, warf 
zum Beispiel der Regierung ei
ne «unüberlegte Zusage a n  die 
FATF» vor. Schliesslich verstiei 
er  sich in einen Angriff  a 
Aussenminister Ernst Wald 
der zur Zeit in New York weil 
An Wolfs Adresse gerichti 
meinte er, dass dieser «viel
leicht gerade eine Rede hält, die 
wahrscheinlich niemanden in
teressiert, während z u  Hause 
der Hut brennt». 

Mit gewohnter Sachlichkeit 
umriss dann Regierungschef 
Otmar Hasler noch einmal die 
Dringlichkeit des Problems. Der 
Regierungschef unterstrich die 
hohe Bedeutung des Delisting: 
im Lichte der  schrecklichen Er
eignisse vom 11. September, 
Die Offenlegung der  Kunden
daten habe oberste Priorität, so 
Hasler. Seite 5 

Ümsetzungs-Rückstand 
Sonderbeauftragter: «Ernste Lage» 

Liechtenstein h a t  sich g e g e n 
über  de r  FATF verpfl ichtet ,  
bis Ende dieses Jahres  die Of
fenlegung de r  wirtschaft l ich 
berechtigten Personen z u  100 
Prozent vo rzunehmen .  Das 
Beunruhigende:  W i e  d e r  
Sonderbeauf t ragte  d e r  Regie
rung,  Daniel Thelesklaf, g e 
genüber  d e m  Volksblatt  e r 
klärte, en tspr ich t  d e r  derzei 
tige Umsetzungss tand  «bei 
weitem noch n icht  den  E r 
war tungen».  

Martin Frommelt 

Liechtensteins Botschafter in 
Brüssel, S.D. Prinz Nikolaus, 
sprach im Volksblatt-Interview 
vom Donnerstag hinsichtlich 
des FATF-Prozesses v o n  einer 
sehr ernsten Lage. Ähnlich äus
sert sich je tzt  auch Daniel The

lesklaf, der  seit einem Monat 
als Sonderbeauftragter der Re
gierung im Kampf gegen die 
Geldwäscherei tätig ist. Dass 
der  Umsetzungsstand seitens 
der  liechtensteinischen Finan
zintermediäre sechs Wochen 
vo r  dem Stichdatum weit unter  
den Erwartungen liegt, gibt zu 
Besorgnis Anlass. Konkrete 
Zahlen waren nicht zu erfah
ren, Schätzungen bewegen sich 
im Bereich v o n  erst rund 70 
Prozent. 

Ziel ist und bleibt die Einhal
t ung  der Vereinbarung mit der 
FATF, u m  zu vermeiden, dass 
Liechtenstein im nächsten Fe
bruar  wieder a u f  die schwarze 
Liste gesetzt wird. 

Daniel Thelesklaf ist über
zeugt, dass die Finanziriterme-
diäre die hohen Vorgaben bis 
Ende des Jahres erfüllen k ö n 
nen. Seite 3 

Schröder gewinnt Vertrauensabstimmung 
Der deutsche Bundeskanzler setzt Militäreinsatz mit Hilfe der Vertrauensfrage durch 

BERLIN: Der deutsche Bundes
kanzler  Gerhard Schröder h a t  
die Vertrauensabst immung i m  
Bundestag gewonnen.  Mit  
d e m  Votum für  Schröder 
s t immte  d e r  Bundestag 
gleichzeitig auch  dem Einsatz 
de r  Bundeswehr i m  Kampf  
gegen  d e n  Terrorismus zu.  

«Er h a t  hoch, gepokert und  g e 
wonnen», sagte der Grünen-
Fraktionschef Rezzo Schlauch 
nach der Bekanntgabe des Re
sultats. 3 3 6 '  Abgeordnete -
zwei mehr als erforderlich -
sprachen Schröder am Freitag
mittag im Bundestag ihr Ver
t rauen aus. . 

Die Kanzlermehrheit'kam nur  Hoch gepokert und gewonnen Bundeskanzler Gerhard Schröder. 

zustande, weil die acht grünen 
Kritiker des Bundeswehreinsat
zes vereinbarten, zur  Hälfte für 
u n d  zur Hälfte gegen Schröder 
zu stimmen. Alle, Ja-Stimmen 
für Schröder kamen aus der  Re
gierungskoalition. Die Gegen
stimmen setzten sich aus den 
vier Grünen sowie den Voten 
v o n  Union, FDP u n d  PDS zu
sammen. 

Zahleiche Abgeordnete v o n '  
SPD und Grünen lehnen die 
militärische Unterstützung ab. 
Sie sahen sich aber a u f  Grund 
der  Vertrauensfrage zur Zu
stimmung gezwungen. 15 SPD-
Abgeordnete gaben in einer 
schriftlichen Erklärung ihre Be
denken z u  Protokoll. Seite 3 8  

KOMMENTAR 
Der FATF-Prozess ist f ü r  
Liechtenstein von vitaler Be
deutung. Erfreulich, dass im 
Landtag die vom OSZE-
Gremium geforderte Frist
verkürzung grundsätzlich 
unbestritten war. Umso un
verständlicher, dass VU-Ex-
ponenten übelste Oppositi
onssalven gegen den Regie
rungschef richteten. Ist 
wirklich der Überbringer 
der schlechten Nachricht 
schuld? 

Paradoxe 
Vorwürfe 

Regierungschef Hasler 
wurde vorgeworfen, der 
FATF am 13. Juni zugesi
chert zu haben, dass Liech
tenstein die hohen Stan
dards per Ende 2001 voll-
umfdnglich erfüllen wolle -
eine Woche später wurde 
Liechtenstein von der 
schwarzen Liste gestrichen. 
Da ist es geradezu paradox 
zu behaupten, dass die FATF 
das Vertrauen in die Regie
rung verloren habe. Mehr als 
eine 100-prozentige Umset
zung kann kein Regierungs
che f  der Welt zusichern! 
Und:. Wer ausser die FATF-
Vertreter selbst können be
urteilen, ob sie Vertrauen 
haben? 

Bedenklich das Niveau: 
Der Abgeordnete Woljf (*ein 
Skandal») kritisierte, dass 
Briefe an die FATF »dann 
nota bene auch noch in Eng
lisch» geschrieben waren. 
Derweil monierte Peter 
Sprenger, Aussenminister 
Walch halte in New York 
eine Rede, «die vermutlich 
niemanden interessiert», 
während in Liechtenstein 
«der Hut brennt». Mit  Ver
laub: Walch hat keinem ge
ringeren Gremium als der 
UNO-Vollversammlung «die 
volle Unterstützung» Liech
tensteins bei der Bekämp
f u n g  von Terrorismus und 
Geldwäscherei zugesichert! 
Er hat auch bei massgebli
chen FATF-Kontaktpersonen 
in New York und Washing
ton vorgesprochen. Hätte die 
Vorgängerregierung solche 
Kontakte genützt, wäre dem 
Land ein Reinigungsprozess 
dieser Intensität vielleicht 
erspart geblieben. 

Fakt ist, dass Liechten
stein unter der VU-Regie-
rung a u f  die «schwarze Li
ste» kam und kurz nach dem 
nun kritisierten Schreiben 
von Regierungschef Hasler 
von der Liste gestrichen 
wurde. Martin Frommelt 
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